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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

2 StR 106/18 
 

vom 

23. Oktober 2018 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

wegen versuchten Totschlags u.a. 
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Der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat auf Antrag des Generalbundes-

anwalts und nach Anhörung des Beschwerdeführers am 23. Oktober 2018 ge-

mäß § 349 Abs. 2 und 4, § 357 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten S.         wird das Urteil  

des Landgerichts Köln vom 19. Oktober 2017 – auch soweit 

es den Mitangeklagten B.       betrifft – im Adhäsionsaus- 

spruch dahin geändert, dass Zinsen auf den dem Neben-

kläger               K.           zuerkannten Betrag ab dem  

23. September 2017 zu entrichten sind. 

2. Die weitergehende Revision des Angeklagten wird verwor-

fen. 

3. Der Beschwerdeführer hat die Kosten seines Rechtsmittels, 

die insoweit durch das Adhäsionsverfahren entstandenen 

besonderen Kosten und die dem Adhäsions- und Nebenklä-

ger                 K.               und dem Nebenkläger          

Ku.        im Revisionsverfahren entstandenen notwendigen  

Auslagen zu tragen. 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen versuchten Totschlags in 

Tateinheit mit gefährlicher Körperverletzung unter Einbeziehung der Urteile des 

Amtsgerichts Leverkusen vom 27. April 2016 und vom 20. September 2016 zu 

einer Einheitsjugendstrafe von fünf Jahren verurteilt. Darüber hinaus hat es die 
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Unterbringung des Angeklagten in einer Entziehungsanstalt unter Vorwegvoll-

zug von sechs Monaten der verhängten Jugendstrafe angeordnet. Zudem hat 

es den Angeklagten im Adhäsionsverfahren als Gesamtschuldner mit dem  

– nicht revidierenden – Mitangeklagten B.       zur Zahlung von Schmerzens- 

geld in Höhe von 1.700 Euro nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten 

über dem Basiszinssatz seit dem 18. September 2017 an den Nebenkläger  

            K.         verurteilt. 

Die dagegen gerichtete Revision des Angeklagten hat mit der Sachrüge 

den aus der Entscheidungsformel ersichtlichen Teilerfolg, der sich bezüglich der 

Adhäsionsentscheidung gemäß § 357 StPO auch auf den Mitangeklagten  

B.        erstreckt; im Übrigen ist sie unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2  

StPO. 

Der Ausspruch über die Zinsen in der Adhäsionsentscheidung ist zu  

ändern, da dem Adhäsionskläger in entsprechender Anwendung von § 187 

Abs. 1 BGB Prozesszinsen erst ab dem auf die Rechtshängigkeit des Zahlungs-

anspruchs folgenden Tag zustehen (vgl. BGH, Beschluss vom 19. Juli 2018  

– 5 StR 277/18 und vom 20. März 2018 – 5 StR 52/18; Beschluss vom 2. De-

zember 2015 – 4 StR 411/15). Die Rechtshängigkeit trat – anders als vom 

Landgericht angenommen – nicht bereits am 18. September 2017, dem Datum 

der Antragsschrift, sondern erst mit dem Eingang des Antrags bei  
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Gericht am 22. September 2017 ein. Die Änderung des Adhäsionsanspruchs ist 

gemäß § 357 StPO auf den Mitangeklagten zu erstrecken. 

Schäfer Appl Zeng 

Ri‘inBGH Wimmer befindet sich 
im Urlaub und ist deshalb ge-
hindert zu unterschreiben. 
 

Schäfer Grube 
 


